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Judikatur
Zur Klagebefugnis von NGO nach der UVP-RL
Mit einem Grundsatz-U hat der EuGH am 12. 5. 2010 (C-115/09)
festgehalten, dass NGO jedenfalls nach Art 10 a UVP-RL das
Recht zukommt, vor Gericht die Verletzung von (Unions-)Um-
weltrecht geltend zu machen, was durch das nationale Verfah-
rensrecht nicht verunmöglicht werden dürfte. Für Österreich
hat diese Entscheidung, in der es um ein Kohlekraftwerk ging,
freilich keine Auswirkungen, da NGO nach § 19 UVP-G 2000
über die entsprechenden Rechte verfügen.1)

Öffentliche Interessen im Rodungsverfahren
Welche Interessen öffentlich sind und wie damit im Verfahren
umzugehen ist, ist in letzter Zeit immer öfter verfahrensentschei-
dend. Der VwGH hat mit Erk v 31. 3. 2011 (2007/10/0033) zur
Klarstellung nun festgehalten, dass der Entfall von Pachtentnah-
men ein ausschließlich privates Interesse ist, der Fremdenverkehr
sowie die Energiewirtschaft begründen jedoch jedenfalls ein öf-
fentliches Interesse. Dass die Versagung der Rodungsbewilligung
schlussendlich bestätigt wurde, lag ausschließlich an der Nicht-
geltendmachung der „richtigen“ öffentlichen Interessen.2)

VwGH zum Abfallende und erstmals zur
sofortigen Anlagenschließung
Mit Erk v 28. 4. 2011 (2007/07/0079) hat der VwGH seine Rspr
zum Abfallende bestätigt. Liegt eine zulässige Verwertung von ur-
sprünglich Abfall vor, kann dessen Abfalleigenschaft enden; wird
dies im Verfahren behauptet, hat sich die Beh damit begründet
auseinanderzusetzen. Ähnlich auch die E zu 2010/07/0021 zur
Abfalleigenschaft. Ist diese strittig und die Abfalleigenschaft so-
mit nicht „offenkundig“, fehlt laut VwGH ein Tatbestandsmerk-
mal des § 62 Abs 2a AWG, womit eine sofortige Schließung der
Anlage ausgeschlossen ist.3)

Vorteilsausgleich im Enteignungsverfahren?
Anfang des Jahres hatte der OGH Gelegenheit, seine Enteig-
nungsjudikatur weiterzuentwickeln (1 Ob 230/10w). Im Endef-
fekt wenig überraschend ist der E zu entnehmen, dass allfällige
Veränderungen des Verkehrswerts einer Liegenschaft, die bereits
vor der Enteignung bekannt waren und durch das Enteignungs-
projekt für den Enteigneten umgesetzt werden, als eine Art „Vor-
teilsausgleich“ anzurechnen sind.4)

Legistik
Entwurf eines neuen Ökostromgesetzes
Der BMWFJ hat den Entwurf einer Neufassung des ÖkostromG
vorgestellt, weil die EK Teile des bestehenden Gesetzes als beihil-
fenrechtswidrig angesehen hat. Nunmehr sollen die Fördermittel
angehoben und die Einspeisetarife zukünftig degressiv ausgestat-
tet werden. Auch soll eine Reihe von administrativen Erleichte-
rungen aufgenommen werden. Für die Industrie wohl maßgeb-
lich ist, dass der sog „Industriedeckel“ aufgehoben und die Öko-
stromförderbeträge (beihilfenkonform) prozentuell an die Netz-
tarife gekoppelt werden sollen.5)

Zwei neue Umwelt-Verordnungen
In Österreich ist am 6. 5. 2011 die V des BMWFJ über die Mes-
sung der von Dampfkesselanlagen und Gasturbinen ausgehenden
Emissionen in die Luft, auf EU-Ebene am 31. 3. 2011 die erste

Abfallende-VO ([EU] 333/2011) kundgemacht worden. Wäh-
rend Erstere imWesentlichen Messtechnik, -geräte und -kalibrie-
rungen näher regelt, enthält die Abfallende-VO Kriterien und
Festlegungen, wann Eisen- und Stahlschrotte sowie Aluminium-
schrotte nicht (mehr) als Abfall anzusehen sind. Welchen An-
wendungsbereich diese erste Abfallende-VO haben wird, bleibt
abzuwarten, vernimmt man doch aus dem BMLFUW Stimmen,
wonach die Kriterien in der Praxis ohnehin nicht wirklich einzu-
halten seien. Das Inkrafttreten erfolgt jedenfalls am 9. 10. 2011.6)

Weiteres
CO2-arme Wirtschaft

Jüngst hat die Kommission begleitend zur „20-20-20-Initiative“
per Mitteilung ihre Überlegungen für einen Übergang zu einer
wettbewerbsfähigen CO2-armen Wirtschaft veröffentlicht. Im
Wesentlichen sind Energieeffizienzoptimierungen in der Indus-
trie und bei der Errichtung von Gebäuden vorgesehen, die in
Etappenzielen für die nächsten knapp 40 Jahre definiert sind. Be-
gleitet wird dies von einem Bündel von Verbesserungen der
Nachhaltigkeit des Verkehrssystems in einem eigenen Weiß-
buch.7)

Neue EU-Strategie zur Artenvielfalt

Im Rahmen der Europa-2020-Agenda hat die Kommission sechs
Ziele im Bereich des Artenschutzes definiert. Ua soll die vollstän-
dige Umsetzung der bestehenden Natur- und Artenschutzvor-
schriften sowie des Natura-2000-Schutzgebietsnetzes angestrebt
werden. Die Überfischung soll dadurch gestoppt werden, dass
bis spätestens 2015 nicht mehr Fische gefangen werden als nach-
wachsen können, und die land- und forstwirtschaftlichen Tätig-
keiten sollen im Lichte der Nachhaltigkeit ausgeübt werden. Geht
es nach den Vorstellungen der EK, könnte Letzteres va eine Re-
duktion der Bewirtschaftungsflächen bedeuten, wie va aus einem
Q&A-Memo v 3. 5. 2011 hervorgeht.8)
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2) Umweltrechtsblog.at v 27. 5. 2011 (Raschauer).
3) Umweltrechtsblog.at v 3. 6. 2011 (Berger).
4) Umweltrechtsblog.at v 25. 5. 2011 (Haumer).
5) Umweltrechtsblog.at v 27. 4. 2011 (Sander).
6) Siehe auch den Beitrag von Kromp, RdU-U&T 2011/8, 22. Zu den beiden Verord-

nungen siehe auch umweltrechtsblog.at v 11. 5. 2011 (Raschauer) sowie v
3. 6. 2011 (Berger).

7) Umweltrechtsblog.at v 31. 5. 2011 (Raschauer).
8) Umweltrechtsblog.at v 4. 5. 2011 (Raschauer).
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